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Arbeiten  4.0  –  Initiativen  in
Deutschland

Dr. Samuel Greef

In  Deutschland  lassen  sich  vielfältige  politi-
sche Initiativen finden,  die sich mit  der Ge-
staltung des digitalen Zeitalters beschäftigen.
Lange  standen  dabei  vielfach  technische
Aspekte im Vordergrund, die sich unter dem
Buzzword „Industrie 4.0“ in umfassenden Ak-
tivitäten  (wie  der  Etablierung  von  Plattfor-
men und Bündnissen) niederschlagen. In den
vergangenen  drei  Jahren  hat  insbesondere
das „Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les“  (BMAS)  Bestrebungen  unternommen,
um neben technischen Initiativen auch Ant-
worten auf die sich durch die Digitalisierung
ergebenen  sozialen  und  arbeitsbezogenen
Fragen zu entwickeln. Unter dem Oberbegriff
„Arbeiten 4.0“ wurden 2015 mit dem „Grün-
buch Arbeiten 4.0“ ein doppelter Dialogpro-
zess in Gang gesetzt. Dieser sollte unter Ein-
beziehung  aller  relevanter  Akteure  aus  Ge-
sellschaft,  Politik,  Wissenschaft  und  Unter-
nehmen politische Gestaltungsmöglichkeiten
und Handlungsoptionen aufzeigen, um Chan-
cen der Digitalisierung zu nutzen und Heraus-
forderungen  sowie  Risiken  angemessen  zu
begegnen. Die ersten Ergebnisse dieses Dia-
loges  liegen  seit  Anfang  2017  mit  der  Ent-
wurfsfassung  des  „Weißbuch  Arbeiten  4.0“
vor.

Mit dem Ziel eines „Neuen Leitbildes
von Arbeit“ sollen den technischen Innovatio-
nen  angemessene  soziale  Innovationen  zur
Seite gestellt  werden. Auch wenn dabei die
Industrie 4.0-Debatten einen wichtigen Aus-
gangspunkt  darstellten,  bildet  die  gesamte
Arbeitswelt  den  Bezugspunkt  für  Arbeiten
4.0. Arbeit stellt die zentrale Schnittstelle für
die durch die Digitalisierung hervorgerufenen
Veränderungen  dar.  Dafür  ausschlaggebend
ist die Festlegung der politischen Perspektive
auf die Gestaltung einer zukünftigen digitalen
Arbeitsgesellschaft  und  nicht  auf  eine  „Ge-
sellschaft ohne Arbeit“. Unter dieser Voraus-
setzung geht es um die Frage, wie in Zukunft
gearbeitet  wird  beziehungsweise  werden

sollte und nicht um die Frage,  ob in Zukunft
gearbeitet wird.

Den  Ausgangspunkt  stellen  unter-
schiedlichen Herausforderungen dar, die sich
durch die  zunehmende Digitalisierung  erge-
ben.  Zentrale  Bezugspunkte  sind  dabei  die
Entwicklung der Beschäftigung (Automatisie-
rung, Rationalisierung durch Robotik und Al-
gorithmen), neue Arbeitsformen (Crowdwor-
king, Solo-Selbstständige) und Flexibilitätsan-
forderungen (Arbeitszeiten und Arbeitsorte).
Daher  finden  sich  auch  entsprechende
Schwerpunkte  bei  den  politischen  und  ge-
setzgeberischen Initiativen und Ideen, die auf
eben diese Herausforderungen angemessene
Antworten geben sollen. Drei dieser Schwer-
punkte sollen im Folgenden im Fokus stehen. 

Risiko:  Massiver  Beschäftigungsabbau  –
Antwort: Qualifizierung

Angenommen wird, dass sich Digitalisierungs-
effekte auf dem Arbeitsmarkt nicht nur in ei-
nem Abbau von Arbeitsplätzen  durch  Auto-
matisierung  und  Rationalisierung  äußern,
sondern  gleichzeitig  neue  Jobs  mit  neuen
Qualifikationsanforderungen  entstehen.  Ein
wichtiger Ansatzpunkt besteht daher im Aus-
bau von individuellen und bedarfsgerechten
Weiterbildungs-  und  Qualifizierungsangebo-
ten.  Unter  anderem  wird  dafür  über  einen
„Rechtsanspruch  auf  Weiterbildung“,  das
„Arbeitslosengeld Q“ und eine „Erwerbstäti-
genkonto“ diskutiert. Im übergreifenden Sinn
steht dahinter die Idee eines Übergangs von
der Arbeitslosenversicherung zur Arbeitsver-
sicherung.

Risiko: Entgrenzung von Arbeit – Antwort:
Fairer Flexibilitätskompromiss 

Den betrieblichen Flexibilitätsanforderungen
(etwa durch  just-in-time-Produktion)  stehen
individuelle  Bedürfnisse  und  Wünsche  nach
flexiblen Arbeitszeiten und -orten seitens der
Beschäftigten  gegenüber.  Politisches  Ziel  ist
eine  lebensphasenorientierte  Arbeits-  und
Sozialpolitik,  die  einen  fairen  Kompromiss
zwischen diesen doppelten Flexibilitätsanfor-
derungen ermöglicht. Dafür ist eine „Wahlar-
beitszeitgesetz“ geplant,  das  flexibles Arbei-
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ten durch Öffnungsklauseln im Arbeitszeitge-
setz ermöglicht. So sollen, auf Basis von tarif-
vertraglichen Vereinbarungen, neue Arbeits-
zeitmodelle entwickelt und erprobt werden.
Der  experimentelle  Rahmen  erstreckt  sich
dabei auf zwei Jahre und eine Einbindung der
Sozialpartner ist notwendig. Bereits länger in
der  Diskussion  ist  ein  „Recht  auf  Nicht-
Erreichbarkeit“,  zur  klareren  Grenzziehung
zwischen Arbeit und Freizeit in orts- und zei-
tunabhängigen Arbeitsprozessen.

Risiko:  Neue  Arbeitsformen  ohne  soziale
Absicherung  –  Antwort:  Einbindung  und
neue Schutzkonzepte

Mit Click-  und Crowdworking sowie der Zu-
nahme von Freelancern und anderen Formen
der Solo-Selbstständigkeit vergrößert sich die
Gruppe  derjenigen  Erwerbstätigen,  die  zu-
nächst nicht unter das klassische System der
sozialen Sicherung (Sozialversicherungen) fal-
len.  Die  politischen Initiativen zum Umgang
mit diesen (Risiko)Gruppen beziehen sich auf
vier Ebenen. Erstens steht eine rechtliche Klä-
rung aus, inwieweit es sich bei einzelnen Tä-
tigkeiten  im  Bereich  der  Solo-Selbstständig-
keit tatsächlich um eine Selbstständigkeit und
nicht  um  eine  abhängige  Beschäftigung
(Scheinselbstständigkeit)  handelt.  Zweitens
wird bereits seit längerer Zeit diskutiert, die
gesetzliche  Rentenversicherungspflicht  auf
Selbstständige  auszuweiten.  Drittens  sollten
darüberhinausgehende  Absicherungen  auf
die neuen Arbeitsformen zugeschnitten wer-
den, wenn sich diese längerfristig tatsächlich
als  relevante  Größe  auf  dem  Arbeitsmarkt
entpuppen. Viertens wird die kollektive Inter-
essenvertretung und der Abschluss von Tarif-
verträgen als  Perspektive für  arbeitnehmer-
ähnliche Erwerbspersonen aufgeworfen.

Kennzeichnend nicht  nur  für  die  De-
batten um die nachhaltige Gestaltung der di-
gitalen Arbeitswelt, sondern auch für die In-
itiativen und die  konkreten Umsetzungsvor-
haben ist  die breite Berücksichtigung bezie-
hungsweise Einbeziehung relevanter Akteure.
Die politischen Initiativen in Bezug auf Arbei-
ten 4.0 und Industrie 4.0 nutzen insbesonde-
re kooperative Plattformen und „korporatisti-

sche“ Arrangements.  Mit  der  Digitalisierung
einhergehende  Risiken  sollen  reduziert,
gleichzeitig ihre Chancen genutzt und die da-
für  notwendigen  Rahmenbedingungen  eta-
bliert werden. Dafür setzen die politischen In-
itiativen auf eine Stärkung der sozialpartner-
schaftlichen und betrieblichen Aushandlungs-
prozesse.  Insofern  kann  mit  Blick  auf  die
„neue Arbeitsmarktpolitik für Arbeiten 4.0 in
Deutschland“ durchaus von einer Revitalisie-
rung  des  Rheinischen  Kapitalismus  gespro-
chen werden.
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